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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 352/06 B 

 

 

 
.........................., 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ..........................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Westfalen, 
Gartenstraße 194, 48147 Münster, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Januar 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 28. April 2006 wird als unzu- 

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28. April 2006 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung einer höheren Regelaltersrente (RAR) im Wesentlichen 

mit der Begründung verneint, weitere Versicherungszeiten seien bei der Feststellung der Rente 

nicht zu berücksichtigen und Fehler in der Rentenberechnung seien weder vom Kläger 

substantiiert vorgetragen worden noch sonst erkennbar. Für den behaupteten Besuch einer 

Berlitz-Schule in den Jahren 1957 bis 1962 sei der erforderliche Nachweis nicht erbracht. Dies 

gelte auch für die geltend gemachte Beitragszeit aus einer Beschäftigung in einer Reinigung (in 

der Zeit von 1973 bis 1983). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen von Verfahrensmängeln. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil keiner der in § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird - wie vorliegend vom Kläger - mit einer Nichtzulassungsbeschwerde geltend gemacht, 

dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG) die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen 

substantiiert dargetan werden. Im Zusammenhang mit der vom Kläger geltend gemachten 

Rüge einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) ist der Darlegungspflicht nur 

genügt, wenn die Beschwerdebegründung folgende Punkte enthält: (1) Bezeichnung eines für 

das Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatfragen als 

klärungsbedürftig erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung hätten drängen müssen, (3) 

Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, (4) 

Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen 

Beweisaufnahme beruhen kann. Diesen Erfordernissen genügt die Beschwerdebegründung 

nicht. 

 

Der Kläger führt zunächst aus, das LSG sei seinem Beweisantrag ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt. Er habe in der Berufungsschrift vom 22. Dezember 2005 beantragt, ein Gut-

achten eines Sachverständigen in Rentensachen einzuholen, welches möglicherweise ergeben 

hätte, dass die Berechnung der RAR unzutreffend sei. Mit diesem Vorbringen ist auch unter 

Berücksichtigung der weiteren Ausführungen in der Beschwerdebegründung der behauptete 

Verfahrensmangel nicht dargelegt. Der Beschwerdebegründung lässt sich weder ein prozess-
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ordnungsgemäßer Beweisantrag entnehmen noch, dass der mit den erwähnten Schriftsätzen 

angebotene Beweis bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung aufrechterhalten geblieben 

sei.  

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von ei-

nem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorberei-

tenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG über-

gangen worden, wenn aus den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maßge-

benden mündlichen Verhandlung nicht mehr weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig 

vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen Verhandlung 

nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens hilfsweise wiederholt 

wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 mwN). Der Kläger hat vorliegend nichts dazu vorgetragen, 

dass er den schriftsätzlich angekündigten Antrag in der mündlichen Verhandlung wiederholt 

habe. 

 

Im Übrigen kann bei dem genannten Beweisangebot nicht von einem prozessordnungsgemä-

ßen Beweisantrag (vgl hierzu BSG SozR 1500 § 160 Nr 45) ausgegangen werden. Es handelt 

sich lediglich um eine Beweisanregung, der prozessual und im Hinblick auf die Aufklärungsrüge 

nicht dieselbe Bedeutung wie einem Beweisantrag zukommt (vgl hierzu BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 9). Denn nach dem Vorbringen in der Beschwerdebegründung enthielt diese Beweis-

anregung keine Formulierung einzelner konkreter Beweisfragen. Außerdem hat der Kläger nicht 

dargelegt, welche aufklärungsbedürftigen Tatsachen mit dem angeregten Gutachten im Einzel-

nen hätten geklärt werden sollen. Das Übergehen eines derartigen Beweisangebots, das bloß 

als Beweisanregung angesehen werden kann, begründet keinen Verfahrensmangel im Sinne 

einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht. 

 

Auch mit dem weiteren Vorbringen, das LSG habe seiner Amtsermittlungspflicht insoweit nicht 

genügt, als es dem Hinweis auf seine - des Klägers - in den Jahren 1973 bis 1983 bei Frau 

W.  -         ausgeübte Tätigkeit nicht nachgegangen sei, ist der behauptete Verfahrensfehler 

nicht dargetan. Der Kläger hat diesbezüglich schon keinen Beweisantrag aufgezeigt, den er vor 

dem Berufungsgericht gestellt und bis zuletzt aufrechterhalten habe. 

 

Aus dem Umstand, dass dem Kläger nach der Beendigung der zweiten Instanz weitere Unterla-

gen in die Hände gefallen seien, deren Berücksichtigung zu einer anderen Entscheidung des 

LSG hätte führen können, kann eine Verletzung der dem LSG obliegenden Sachaufklärungs-

pflicht schon deshalb nicht resultieren, weil diese Unterlagen dem LSG nicht bekannt gewesen 

sein konnten. Es wäre Sache des Klägers gewesen, diese Unterlagen rechtzeitig in das Verfah-

ren einzuführen oder zumindest das LSG darauf hinzuweisen, dass nicht entschieden werden 

solle, bevor ihm die Vorlage dieser weiteren Unterlagen möglich sei. 
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Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 Satz 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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